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in Zeiten der Corona-Krise informie-
ren wir Sie heute in dieser Sonder-
ausgabe des Rietschener Anzeigers 
darüber, wo Sie im Fall der Fälle In-
formationen und Hilfe erhalten. Un-
sere Informationen haben den 
Stand vom 23.03.2020.  
 
1. Hilfe für alle Rietschener Bürge-

rinnen und Bürger 
 
Wenn Sie privat Hilfe benötigen,     
z. B. um Einkäufe zu erledigen, um 
Medikamente abzuholen, Fahrten 
zum Arztbesuch, Haustiere versor-
gen usw., egal ob Jung oder Alt, Fa-
milie oder Alleinstehend, können Sie 
sich an die Koordinierungsstelle 
„Hilfe für Rietschen“ unter folgen-
der Telefonnummer wenden: 
 
 Telefon: 035772 40216   

Montag bis Freitag von 6:00 Uhr 
bis 12:00 Uhr 

 
 Telefon: 035772 421-12   
     Bürgermeister      
     darüber hinaus 
 
Bitten Sie auch Ihre Nachbarn um 
Hilfe! 
 
Träger der Koordinierungsstelle 
„Hilfe für Rietschen“ ist die Gemein-
de Rietschen. Das Angebot ist kos-
tenlos. 
 
 

2. Sie wollen in der Gemeinde       
Rietschen helfen? 

 
Bitte melden Sie sich mit Ihrer Be-
reitschaft als ehrenamtlicher Helfer 
bei der Koordinierungsstelle „Hilfe 
für Rietschen“: 
 
 Telefon: 035772 40216  

Montag bis Freitag von 6:00 Uhr      
bis 12:00 Uhr 

 
Wir vermitteln Sie dann an Personen 
unserer Gemeinde, die ein Hilfege-
such bei uns gemeldet haben. 
 
Weitere Kontakte: 
 
 Portal für Erntehelfer 

https://bauersuchthilfe.de/ 
 
 Portal für Nachbarschaftshelfer 
    https://team.sachsen.de 
    https://nachbarhelfen.de/ 
 
3. Weitere wichtige Telefonnum-

mern  
 
 Pfarrerin Frau Katharine Ende 

(Seelsorge): 
    Telefon: 01577 1841806 
 
 Corona-Hotline des Landkreises 

Görlitz 
    Telefon: 03581 663-5656   

 Montag bis Sonntag von 8 Uhr bis     
18 Uhr 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 



 

 Hotline des Sozialministeriums zum Umgang 
mit den Allgemeinverfügung Vollzug des Infek-
tionsschutzgesetzes 

     Telefon: 0351 564-55860 
     Montag bis Freitag 8 Uhr bis 17 Uhr 
 

 Bürgertelefon des Sozialministeriums 
     Telefon: 0351 564-55855 
     Montag bis Freitag 7 Uhr bis 18 Uhr 
 

 Ärztlicher Bereitschaftsdienst  
     Telefon 116117   
     rund um die Uhr 
 

 Hotline der Unabhängigen Patientenberatung 
     Telefon: 0800 0117722  
 

 Hotline des Bundesgesundheitsministeriums 
     Telefon: 030 346465100  
     Montag bis Donnerstag von 8 Uhr bis 18 Uhr 
     Freitag von 8 Uhr bis 12 Uhr 
 
4. Beratung und Hilfe für Unternehmen, Arbeit-

geber und Arbeitnehmern 
 
 Finanzielles Entgegenkommen der Gemeinde 

Rietschen 
Für die Stundung von Gebühren, Steuern und 
Mieten können Sie jederzeit einen Antrag bei 
der Gemeinde Rietschen stellen. 
 

 SAB – Sächsische Aufbaubank 
u. a. Sonderprogramm Kleinstunternehmer, 
Corona-Informationen zu ESF-Förderung 

     Hotline: 0351 49 10 11 00 
 

 Agentur für Arbeit 
u. a. Kurzarbeitergeld, Arbeitslosengeld II für 
Soloselbständige/Freiberufler, Arbeitslosen-
geld I für gekündigte Arbeitnehmer 
Hotline: 0800 45 555 20 

 

 Sächsisches Sozialministerium 
Welche Einrichtungen dürfen öffnen, welche     
müssen schließen? 
Telefon: 0351 564 55860  
Montag bis Freitag 8 Uhr – 17 Uhr 

 

 Portal für Landwirtschaftliche Betriebe/ Ernte-
helfer 

     https://bauersuchthilfe.de/ 
 

Allgemeinverfügung  
Vollzug des Infektionsschutzgesetzes    

Maßnahmen anlässlich der Corona-Pandemie  

Ausgangsbeschränkungen   

  

Bekanntmachung des Sächsischen Staats-

ministeriums für Soziales und  Gesellschaftlichen 

Zusammenhalt  

vom 22. März 2020, Az. 15-5422/10:  

  

Das Sächsische Staatsministerium für Soziales und 
Gesellschaftlichen Zusammenhalt (SMS) erlässt 
auf der Grundlage von § 28 Abs. 1 Infektions-
schutzgesetz (IfSG) in Verbindung mit § 54 IfSG 
sowie § 1 Abs. 2 Verordnung der Sächsischen 
Staatsregierung und des Sächsischen Staatsminis-
teriums für Soziales und Gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt zur Regelung der Zuständigkeiten 
nach dem Infektionsschutzgesetz und für die Kos-
tenerstattung für Impfungen und andere Maß-
nahmen der Prophylaxe vom 9. Januar 2019, ge-
ändert durch die Verordnung vom 13. März 2020 
folgende   
  
Allgemeinverfügung  

1. Das Verlassen der häuslichen Unterkunft ohne 

triftigen Grund wird untersagt.   
 

2. Triftige Gründe sind insbesondere:  
 

2.1 die Abwendung einer unmittelbaren Gefahr 

für Leib, Leben und Eigentum,  
 

2.2 Ausübung beruflicher Tätigkeiten (dies um-
fasst auch den Hin- und Rückweg zur  jeweiligen 

Arbeitsstätte),  
 

2.3 Hin- und Rückweg zur Kindernotbetreuung 
gemäß der Allgemeinverfügung des SMS bzgl. Kin-

dertagesstätten und Schulen vom 18. März 2020 

sowie zu Tagespflegeinrichtungen entsprechend 
der Allgemeinverfügung des SMS vom20. März 

2020 bzw. beruflich veranlassten Kinderersatzbe-

treuung,   
 

2.4 Sicherstellung der Versorgungssicherheit der 

Bevölkerung, einschließlich Abhol- und  Liefer-

dienste (auch im Rahmen von ehrenamtlicher Tä-

tigkeit),  
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2.5 Wahrnehmung des notwendigen Lieferver-

kehrs, einschließlich Brief- und Versandhandel,  
 

2.6 Fahrten von Feuerwehr-, Rettungs- oder Kata-

strophenschutzkräften zum jeweiligen Stützpunkt 

oder Einsatzort,   
 

2.7 Inanspruchnahme medizinischer, psychosozia-

ler und veterinärmedizinischer Versorgungsleis-

tungen, (z. B. Arztbesuch, medizinische Behand-
lungen und  zwingend notwendige fachliche Bera-

tungen sowie Blut- und Plasmaspenden), sowie  

der Besuch Angehöriger der Heil- und Gesund-

heitsfachberufe, soweit dies medizinisch  drin-
gend erforderlich ist (z. B. Psycho- und Physiothe-

rapeuten auch in Alten- und  Pflegeheimen) bzw. 

im Rahmen einer dringend erforderlichen seelsor-

gerischen Betreuung,  
 

2.8 Versorgungswege für die Gegenstände des 
täglichen Bedarfs (Einzelhandel für  Lebensmittel, 
Großhandel, Getränkemärkte, Tierbedarfsmärkte, 
Apotheken, Drogerien,  Sanitätshäuser, Optiker, 
Hörgeräteakustiker, Banken, Sparkassen sowie 
Geldautomaten, Poststellen, Tankstellen, Kfz- und 
Fahrradwerkstätten, Reinigungen,  Waschsalons, 
Zeitungsverkauf sowie die Abgabe von Briefwahl-
unterlagen), 
 

2.9 die Wahrnehmung unaufschiebbarer Termine 
bei Behörden, Gerichten, Gerichtsvollziehern, 
Rechtsanwälten und Notaren,  
 

2.10 Besuch bei Ehe- und Lebenspartnern sowie 
auf Dauer angelegten Lebensgemeinschaften, 
hilfsbedürftige Menschen, Kranken oder Men-
schen mit  Einschränkungen (außerhalb von Ein-
richtungen) und die Wahrnehmung des  Sorge-
rechts im jeweiligen privaten Bereich,  
 

2.11 Begleitung von unterstützungsbedürftigen 
Personen und Minderjährigen,  
 

2.12 Begleitung Sterbender sowie Beerdigungen 
im engsten Familienkreis, wobei die  Anzahl 15 
Personen nicht überschreiten darf,  
 

2.13 Sport und Bewegung an der frischen Luft im 
Umfeld des Wohnbereichs sowie Besuch  des ei-
genen Kleingartens im Sinne des Bundeskleingar-
tengesetzes, allerdings  ausschließlich alleine oder 
in Begleitung des Lebenspartners bzw. mit Ange-

hörigen des  eigenen Hausstandes und ohne jede 
sonstige Gruppenbildung größer als fünf  Perso-
nen und  
 

2.14 unabdingbare Handlungen zur Versorgung 
von Tieren.  
 
Im Falle einer Kontrolle durch die zum Vollzug 
dieser Verfügung betrauten Stellen sind die trifti-
gen Gründe durch den Betroffenen in geeigneter 
Weise glaubhaft zu machen. Eine Glaubhaftma-
chung kann insbesondere durch Vorlage einer 
Arbeitgeberbescheinigung, eines Betriebs- oder 
Dienstausweises oder durch mitgeführte Perso-
naldokumente erfolgen.  
 
3. Untersagt wird der Besuch in Alten- und Pfle-

geheimen, Einrichtungen und ambulant  be-
treuten Wohngemeinschaften und Wohngrup-
pen mit Menschen mit Behinderungen, die  im 
Anwendungsbereich des § 2 Sächsisches Be-
treuungs- und Wohnqualitätsgesetz  erfasst 
sind, in Krankenhäusern sowie Vorsorge- und 
Rehabilitationseinrichtungen, in  denen eine 
den Krankenhäusern vergleichbare  medizini-
sche Versorgung erfolgt  (Einrichtungen nach  
§ 23 Abs. 3 Nr. 1 und 3 IfSG). Ausgenommen 
hiervon sind Besuche  von engsten Angehöri-
gen auf Geburts-, Kinder- und Palliativstatio-
nen sowie Hospize und  Besuche zur Sterbebe-
gleitung naher Angehöriger. Hierbei wird die 
Zahl der gleichzeitig  anwesenden Angehörigen 
auf fünf Personen begrenzt. Auf die Verhal-
tensweisen zur Einhaltung der Hygiene ist 
durch die Leitung der vorgenannten Einrich-
tungen oder einer  von ihr bestimmten Person 
in besonderem Maße hinzuweisen. Das Betre-
ten der zuvor  genannten Einrichtungen zu the-
rapeutischen oder medizinischen Zwecken so-
wie zu nicht aufschiebbaren baulichen Maß-
nahmen am und im Gebäude gilt nicht als Be-
such im Sinne dieser Regelung.  

 
4. Im Übrigen ist jeder angehalten, die physi-

schen sozialen Kontakte zu anderen  Men-
schen außerhalb der Angehörigen des eigenen 
Hausstands auf ein absolut nötiges  Minimum 
zu reduzieren. Wo immer möglich, ist ein Min-
destabstand von 1,5 Metern  zwischen zwei 
Personen einzuhalten.   
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5. Auf die Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung 
gegen die Ziffern 1 und 3 dieser Verfügung  ge-
mäß § 75 Abs.1 Nr. 1 IfSG wird ausdrücklich 
hingewiesen.  

 
6. Verschärfende Anordnungen der örtlichen Ge-

sundheitsbehörden im Zusammenhang  mit 
der Eindämmung der Corona-Pandemie blei-
ben unberührt.  

 
7. Diese Allgemeinverfügung ist nach § 28 Abs. 3 

in Verbindung mit § 16 Abs. 8 IfSG sofort  voll-
ziehbar.  

 
8. Diese Allgemeinverfügung tritt am 23. März 

2020, 00:00 Uhr in Kraft und mit Ablauf des    
5. April 2020, 24:00 Uhr, außer Kraft.   

 
Soweit die   
 

 Allgemeinverfügung des Sächsischen Staats-
ministeriums für Soziales und  Gesellschaftli-
chen Zusammenhalt vom 20. März 2020, Az.: 
15-5422/5 (Vollzug des Infektionsschutzge-
setzes - Maßnahmen anlässlich der Corona-
Pandemie - Verbot von Veranstaltungen),  

 
 Allgemeinverfügung des Sächsischen Staats-

ministeriums für Soziales und Gesellschaftli-
chen Zusammenhalt vom 20. März 2020, Az.: 
33-5421.50/58 (Vollzug des Infektionsschutz-
gesetzes - Notwendige Maßnahmen zur Ein-
dämmung des Corona-Virus (SARS-CoV-2, 
COVID-19),  

 
abweichende Regelungen enthalten, treten diese 
mit Inkrafttreten dieser Allgemeinverfügung für 
die Zeit der Geltung dieser Allgemeinverfügung 
außer Kraft.  

Weiterhin Geltung haben die:  
 

 Allgemeinverfügung des Sächsischen Staats-
ministeriums für Soziales und  Gesellschaftli-
chen Zusammenhalt vom 20. März 2020, Az.: 
43-510/70 (Vollzug des Infektionsschutzge-
setzes - Maßnahmen anlässlich der Corona-
Pandemie - Betretungsverbot für Werk-
stätten für behinderte Menschen, andere 
Leistungsanbieter und tagesstrukturierende 

Angebote),  
 
 Allgemeinverfügung des Sächsischen Staats-

ministeriums für Soziales und Gesellschaftli-
chen Zusammenhalt vom 19. März 2020, Az.: 
42-6928-20 (Vollzug des   Infektionsschutzge-
setzes - Maßnahmen anlässlich der Corona-
Pandemie - Betretungsverbot in stationären 
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe 
sowie der Eingliederungshilfe für Kinder und 
Jugendliche),  

 
 Allgemeinverfügung des Sächsischen Staats-

ministeriums für Soziales und    Gesellschaftli-
chen Zusammenhalt vom 20. März 2020, Az.: 
33-5421.50/58 (Vollzug des Infektionsschutz-
gesetzes - Maßnahmen anlässlich der Corona
-Pandemie - Betretungsverbot von Tagespfle-
geeinrichtungen im Sinne des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch).  

 
Rechtsbehelfsbelehrung  
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb 
eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage beim 
örtlich zuständigen Sächsischen Verwaltungsge-
richt schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle dieses Gerichts oder 
elektronisch in einer für den Schriftformersatz 
zugelassenen Form erhoben werden. Örtlich zu-
ständig ist das Sächsische Verwaltungsgericht, in 
dessen Bezirk der Kläger seinen Sitz oder Wohn-
sitz hat:  
 
 Verwaltungsgericht Chemnitz, Zwickauer Straße 

56, 09112 Chemnitz,  
 

 Verwaltungsgericht Dresden, Fachgerichtszent-
rum, Hans-Oster-Straße 4, 01099 Dresden 

 

 Verwaltungsgericht Leipzig, Rathenaustraße 40, 
04179 Leipzig.  

 
Für Kläger ohne Sitz oder Wohnsitz im Freistaat 
Sachsen ist das Verwaltungsgericht Dresden, 
Fachgerichtszentrum, Hans-Oster-Straße 4, 01099 
Dresden, örtlich zuständig. Die Klage muss den 
Kläger, den Beklagten (Freistaat Sachsen) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur 
Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-



 

mittel sollen angegeben, die angefochtene Allge-
meinverfügung soll in Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Ab-
schriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden.  
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung  
 
 Gegen Verwaltungsakte des Sächsischen 

Staatsministeriums für Soziales und Gesell-
schaftlichen Zusammenhalt ist ein Wider-
spruchsverfahren nicht vorgesehen. Durch die 
Einlegung eines Widerspruchs wird die Klage-
frist nicht gewahrt.  

 

 Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfa-
cher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet 
keine rechtlichen Wirkungen.  

 

 Wird die Klage in elektronischer Form erhoben, 
muss das elektronische Dokument entweder 
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur 
der verantwortenden Person versehen werden 
oder von der verantwortenden Person signiert 
und auf einem sicheren Übermittlungsweg ge-
mäß § 55a Absatz 4 der Verwaltungsgerichts-
ordnung (VwGO) eingereicht werden. Die wei-
teren Maßgaben für die Übermittlung des 
elektronischen Dokumentes ergeben sich aus 
Kapitel 2 der Verordnung über die technischen 
Rahmenbedingungen des elektronischen 
Rechtsverkehrs und über das besondere elekt-
ronische Behördenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV).  

 

 Kraft Bundesrecht wird in Prozessverfahren vor 
den Verwaltungsgerichten infolge der Klageer-
hebung eine Verfahrensgebühr fällig.  

 
Begründung  

Die Weltgesundheitsorganisation hat die Verbrei-
tung des neuartigen Coronavirus SARS-CoV2 und 
der dadurch hervorgerufenen Erkrankung COVID-
19 am 11. März 2020 als Pandemie eingestuft. Die 
Ausbreitung dieses Virus stellt eine sehr dynami-
sche und ernstzunehmende Belastung für das Ge-
sundheitssystem dar. Mit einer weiteren starken 
Zunahme von Fallzahlen ist zu rechnen. Entspre-
chend wird auch die Zahl der schwerstkranken 

Personen, die intensivmedizinscher Betreu-
ung bedürfen, ansteigen.   
 
Die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölke-
rung in Deutschland wird derzeit durch das Ro-
bert-Koch-Institut insgesamt als hoch einge-
schätzt. Besonders ältere Menschen und solche 
mit vorbestehenden Grunderkrankungen sind von 
schweren Krankheitsverläufen betroffen und kön-
nen ohne erforderliche Behandlungsmaßnahmen 
an der Krankheit sterben. Da derzeit weder eine 
Impfung noch eine spezifische Therapie zur Verfü-
gung stehen, müssen alle Maßnahmen ergriffen 
werden, um die weitere Ausbreitung des Virus zu 
verzögern. Nur durch eine schnell wirksame Ver-
langsamung des Infektionsgeschehens kann er-
reicht werden, dass das Gesundheitssystem funk-
tionsfähig bleibt. 
 
Bisher wurden bereits zahlreiche Maßnahmen der 
Staatsregierung zur Verzögerung der Verbreitung 
eingeleitet. Ergänzend hierzu sind weitere Maß-
nahmen auf Grundlage des Infektionsschutzgeset-
zes erforderlich. 
 
Zweck des Infektionsschutzgesetzes ist es, über-
tragbaren Krankheiten beim Menschen vorzubeu-
gen, Infektionen frühzeitig zu erkennen und ihre 
Weiterverbreitung zu verhindern. Gemäß § 28 
Absatz 1 Satz 1 IfSG kann die zuständige Behörde 
Schutzmaßnahmen treffen. Nach § 28 Abs. 1 Satz 
2 Hs. 2 IfSG kann die zuständige Behörde Perso-
nen verpflichten, den Ort an dem sie sich befin-
den, nicht zu verlassen oder von ihr bestimmte 
Orte nicht zu betreten, bis die notwendigen 
Schutzmaßnahmen durchgeführt worden sind.  
 
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg 
von SARS-CoV-2 (Tröpfchen) zum Beispiel durch 
Husten, Niesen oder teils mild erkrankte oder 
auch asymptomatisch infizierte Personen kann es 
zu Übertragungen von Mensch zu Mensch kom-
men. Deshalb ist es erforderlich, die physischen 
sozialen Kontakte zwischen den Menschen auf ein 
Minimum zu beschränken. 
 
Die Beschränkungen in Ziffern 1 und 3 sind erfor-
derlich, um nach dem Stand der medizinischen 
Erkenntnisse besonders vulnerable Personen-
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gruppen vor einer Ansteckung mit SARS-CoV-2 
wegen der dynamischen Ansteckung zu schützen. 
Die unter Ziffern 1 und 3 aufgeführten Beschrän-
kungen tragen dem Schutz der Bevölkerung Rech-
nung, da sie eine Ansteckung einer größeren An-
zahl von Menschen zumindest verzögern können. 
Die dadurch zu erreichende Verzögerung des Ein-
tritts von weiteren Infektionen ist erforderlich, 
um das Gesundheitswesen nicht zu überlasten 
und die erforderlichen Kapazitäten für die Be-
handlung der Erkrankten, aber auch sonstiger 
Krankheitsfälle bereit zu halten.    
 
Zur Begründung im Einzelnen:  

Zu Ziffer 1 und 3:  
Physische soziale Kontakte sind auf ein Minimum 
im öffentlichen und nichtöffentlichen Bereich zu 
reduzieren. Dies trägt entscheidend dazu bei, die 
weitere Ausbreitung des Virus zu verlangsamen. 
Hierzu können die zu erwartenden schweren 
Krankheitsfälle über einen längeren Zeitraum ge-
streckt und damit eine Überlastung des Gesund-
heitssystems verhindert werden. Die Maßnahme 
ist geeignet, erforderlich und auch verhältnismä-
ßig. Ein milderes Mittel, um den beabsichtigten 
oben dargestellten Zweck einer Eindämmung des  
Infektionsgeschehens zu erreichen, ist nicht er-
sichtlich.  
 
Zu Ziffer 2:  
Es handelt sich vorliegend nicht um eine Freiheits-
entziehung, sondern lediglich um eine Einschrän-
kung der persönlichen Bewegungsfreiheit. Des-
halb ist das Verlassen der häuslichen Unterkunft 
aus Verhältnismäßigkeitsgründen bei Vorliegen 
triftiger Gründe gestattet, die im Einzelnen in 
Ziffer 2 aufgelistet sind, zulässig. Das Vorliegen 
dieser Gründe ist bei Kontrollen durch die zustän-
digen Behörden glaubhaft zu machen.   
 
Zu Ziffer 3:  
Aufgrund der aktuellen Entwicklungen und Er-
kenntnisse, insbesondere der stark zunehmenden 
Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 und im 
Sinne der Reduzierung der Kontakte und der Un-
terbrechung potentieller Infektionswege vor allen 
Dingen bei vulnerablen Gruppen wie kranken, äl-
teren und pflegebedürftigen Menschen sowie 

Menschen mit Behinderungen ist ein Besuchsver-
bot innerhalb der Einrichtungen angemessen und 
erforderlich. In den genannten Einrichtungen 
werden vielfach Personen betreut, die durch eine 
Infektion mit dem neuen Erreger in besonders 
schwerer Weise gesundheitlich gefährdet wären. 
Außerdem wird dadurch das Erkrankungs- und 
Ausfallrisiko des medizinischen Personals bzw. 
des Pflegepersonals verringert, so dass der Be-
trieb aufrechterhalten werden kann. In besonde-
ren Lebenslagen und Situationen des unter Ziffer 
3 genannten Personenkreises, wie etwa der per-
sönliche Beistand bei schwerstkranken Men-
schen, können besonders nahestehende Perso-
nen im Einzelfall unter Beachtung der Verhaltens-
weisen der Hygiene Zutritt erhalten.  
    
Zu Ziffer 4:  
Eine wesentliche Schutzmaßnahme zur Verhinde-
rung einer Weiterverbreitung des neuartigen 
Coronavirus (SARS-CoV-2) ist die massive Verrin-
gerung von physischen sozialen Kontakten.   
 
Zu Ziffer 5:  
Die Zuwiderhandlung gegen eine Vollziehbare An-
ordnung nach § 28 Abs. 1 Satz 2 IfSG ist gemäß § 
75 Abs.1 Nr. 1 IfSG strafbewehrt. 
 
Zu Ziffer 6:  
Anordnungen der örtlichen Gesundheitsbehör-
den, mittels derer die vorliegenden Regelungen 
dieser Verfügung verschärft werden, bleiben un-
berührt, da nicht ausgeschlossen werden kann, 
dass es Fallkonstellationen gibt, die nicht durch 
diese Verfügung erfasst werden.    
 
Zu Ziffer 7:   
Als seuchenhygienische Maßnahme ist die Anord-
nung gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit § 16 
Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Widerspruch und 
Anfechtungsklage haben keine aufschiebende 
Wirkung.  
 
Zu Ziffer 8:  
Wegen der hohen Eilbedürftigkeit tritt die Allge-
meinverfügung am 23. März 2020, 0.00 Uhr, in 
Kraft. Aus Gründen der Rechtsklarheit wird darauf 
hingewiesen, dass Regelungen der in Ziffer 8 ge-
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nannten Allgemeinverfügungen, welche dieser 
Verfügung widersprechen, außer Kraft treten.  
  
Dresden, den 22. März 2020  

 
Sächsisches Staatsministerium für Soziales und 

Gesellschaftlichen Zusammenhalt  
Petra Köpping  

Staatsministerin  

Wichtige Mitteilung der Arztpraxis                   
Dipl.-Med. Uwe Zange 

Liebe Patienten, aufgrund der Corona Pandemie-
Situation bitten wir um Verständnis, dass wir vom 
regulären Praxisablauf abweichen müssen und 
Untersuchungen sowie Beratungen, die nicht un-
bedingt erforderlich sind, verschieben. Infolge 
dessen werden wir unsere Sprechzeiten ständig 
den neuen Gegebenheiten anpassen.  

Bei allen Erkrankungen und sonstigen Anliegen 
rufen Sie bitte vorher an, um unnötige persönli-
che Kontakte zu vermeiden. 

Bei typischen Symptomen einer viralen Atem-
wegsinfektion, gekennzeichnet durch Husten, 
Fieber, Schwindel, Muskelschmerzen etc. rufen 
Sie uns unbedingt unter unserer Praxisnummer 
035772 40288 an und betreten Sie bitte nicht die 
Praxis.  

Sie erhalten von uns weitere Anweisungen! 

Bei Rezeptanforderungen und telefonischen Be-
fundauskünften gilt Folgendes: 

 Anruf in der Praxis zwischen 11:00 und 12:00 
Uhr, halten Sie dabei den Namen der Medi-
kamente bereit und bündeln Sie Ihre Anforde-
rungen, um mehrfache Anrufe zu vermeiden 

 Einwurf einer schriftlichen Bedarfsanforde-
rung in den Praxisbriefkasten, versehen mit 
Ihrem Vor- und Zunamen, Ihrer Telefonnum-
mer und dem korrekten Namen der Medika-
mente (einschließlich der Wirkstärke) 

Die Rezepte können am Folgetag zwischen 10:30 
– 11:00 Uhr bzw. 14:30 - 15:00 Uhr (Mittwoch 
und Freitag nur 10:30 - 11:00 Uhr)  vor  der Praxis 
abgeholt werden. 

Nur mit diesen Maßnahmen können wir Sie und 
uns schützen, eine Notversorgung gewährleisten 
und unsere Ressourcen bündeln, in unser aller 
gemeinsamen Interesse!  

Ihr Dipl.-Med. Uwe Zange mit Praxisteam 
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